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1 
Finanzämter beginnen Anfang März 
2014 mit der ESt-Veranlagung 2013 

 

Beginn der Einkommensteuer-
Veranlagung 2014 
Anfang März 2014 starten die Finanzämter wie in 
den vergangenen Jahren mit der Veranlagung der 
Einkommensteuer für das Jahr 2013. Arbeitgeber, 
Versicherungen und andere Institutionen müssen bis 
dahin die für die Steuerberechnung benötigten An-
gaben an die Finanzverwaltung übermitteln. Dazu 
zählen z. B. Lohnsteuerbescheinigungen, Beitrags-
daten zur Kranken- und Pflegeversicherung und zur 
Altersvorsorge sowie Rentenbezugsmitteilungen. 

Elektronische Abgabe der Steuerer-
klärung 
Das Finanzamt empfiehlt, die Steuererklärung elekt-
ronisch abzugeben. Der Vorteil des Finanzamts be-

steht dabei darin, dass es die Daten nicht mehr ein-
geben muss; dem Bürger ermöglicht ELSTER einen 
bequemen und bei Authentifizierung im Internet auch 
einen papierlosen Zugang zu seinem Finanzamt, 
ganz ohne Ausdruck, Formulare und Postversand. 

Wegfall der Zusendung der Steue-
rerklärungsvordrucke 
Hinzuweisen ist darauf, dass Steuererklärungsvor-
drucke nicht mehr an die Bürger versendet werden. 
Wie bisher stehen Vordrucke aber auf den Internet-
seiten des Bundesfinanzministeriums (BMF) zum 
Download bereit und können in den Finanzämtern 
und in den meisten Bürgerbüros der Städte und Ge-
meinden abgeholt werden. In Ausnahmefällen wer-
den die Vordrucke auf telefonische Anfrage auch zu-
gesendet (z. B. bei gehbehinderten, sehr alten oder 
schwerkranken Menschen). 

mailto:info@steuerberater-brand.de
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Bearbeitungsdauer 
Zwischen 5 Wochen und 6 Monaten liegt die Bear-
beitungsdauer von Steuererklärungen in der Regel, 
je nach Komplexität des Steuerfalls und Vollständig-
keit der Unterlagen kann es auch länger dauern oder 
auch wesentlich schneller gehen. 

 

2 
Verlängerung der Festsetzungsver-
jährung bei unrichtiger EST-Erklärung 

 

Kernaussage 
Von Steuerberatern erstellte Einkommensteuererklä-
rungen, die leichtfertig fehlerhaft sind, führen weder 
für den Steuerberater noch für den Mandanten zu ei-
ner leichtfertigen Steuerverkürzung. Die Festset-
zungsfrist verlängert sich folglich nicht. 

Sachverhalt 
Ein Arzt hatte seinen Steuerberater mit der Erstel-
lung seiner Gewinnermittlung und Einkommensteu-
ererklärung beauftragt. Aufgrund eines leichtfertigen 
Fehlers wurde der Verlust aus einer Beteiligung des 
Arztes an einer Laborgemeinschaft sowohl in der 
Steuererklärung als auch der Einkommensteuerfest-
setzung jeweils doppelt berücksichtigt. Die Behörde 
setzte die Einkommensteuer für 1996 im Mai 1998 
erklärungsgemäß fest. Das Finanzamt stellte diesen 
Fehler im Jahr 2006 bei einer Außenprüfung fest und 
erließ nach Ablauf der regulären Festsetzungsfrist 
einen geänderten Einkommensteuerbescheid. 

Entscheidung 
Der BFH hat den Änderungsbescheid aufgehoben, 
da zum Zeitpunkt seines Erlasses die reguläre Fest-
setzungsfrist von 4 Jahren bereits abgelaufen war. 
Die Voraussetzung der Verlängerung auf 5 Jahre 
wegen leichtfertiger Steuerverkürzung (§ 169 Abs. 2 
Satz 2, Abs. 3 AO) hätten nicht vorgelegen. Weder 
dem Steuerberater könne ein schuldhaftes Handeln 
vorgeworfen werden, da die Erklärung durch den 
Steuerpflichtigen und nicht durch ihn selbst einge-
reicht wurde, noch dem Mandaten selbst. Dieser war 
seiner Pflicht zur gewissenhaften und ihm zumutba-
ren Prüfung nachgekommen. Der Fehler war auch 
nicht auf den ersten Blick erkennbar. Ein Steuer-
pflichtiger darf im Regelfall darauf vertrauen, dass 
sein Steuerberater die Erklärung richtig und vollstän-
dig erstellt, wenn er alle Unterlagen vollständig ein-
reicht. Zur Prüfung aller Einzelheiten ist der Mandant 
nicht verpflichtet. 

Konsequenz 
Das leichtfertige Handeln des Steuerberaters kann 
dem Mandanten nicht nach straf- oder steuerrechtli-

chen Grundsätzen zugerechnet werden. Die Aufga-
benteilung zwischen Steuerpflichtigem und Steuer-
berater kann sehr wohl dazu führen, dass die regulä-
re Festsetzungsfrist von 4 Jahren bei objektiv unrich-
tigen Angaben weiterhin Bestand hat. 

 

3 
Welche Steuerbefreiung entscheidet 
über den Vorsteuerabzug? 

 

Kernaussage 
Es gibt steuerfreie Umsätze, die zum Vorsteuerab-
zug berechtigen und solche, die diesen nicht zulas-
sen. Schwierig wird es, wenn für einen Umsatz meh-
rere Befreiungen in Frage kommen, die hinsichtlich 
des Vorsteuerabzugs nicht zum selben Ergebnis füh-
ren. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun entschie-
den, welche Steuerbefreiung letztendlich über den 
Vorsteuerabzug entscheidet. 

Sachverhalt 
Die Klägerin, eine gemeinnützige GmbH, versandte 
2001 und 2002 Blutplasma in das übrige Gemein-
schaftsgebiet. Die Lieferungen stellten innergemein-
schaftliche Lieferungen dar, die zum Vorsteuerabzug 
berechtigen. Allerdings ist die Lieferung von Blut-
plasma im Inland auch nach einer weiteren Vorschrift 
(§ 4 Nr. 17 UStG) von der Umsatzsteuer befreit. Die-
se Befreiung lässt keinen Vorsteuerabzug zu. Strittig 
war, ob die Klägerin den Vorsteuerabzug aus dem 
Einkauf des Blutplasmas vornehmen konnte. 

Entscheidung 
Unter Rückgriff auf die Rechtsprechung des Europä-
ischen Gerichtshofs (EuGH) versagt der BFH der 
Klägerin den Vorsteuerabzug. Demnach besteht kein 
Recht auf Vorsteuerabzug für innergemeinschaftliche 
Lieferungen von Gegenständen, deren Lieferung im 
Inland steuerfrei wäre. 

Konsequenz 
Berechtigt die steuerfreie Lieferung eines Gegen-
standes im Inland nicht zum Vorsteuerabzug, so 
bleibt dies auch so, wenn die Lieferung im Rahmen 
einer innergemeinschaftlichen Lieferung erfolgt. 
Hierdurch wird verhindert, dass das im Inland gültige 
Verbot des Vorsteuerabzuges durch "geschickte" in-
nergemeinschaftliche Lieferungen ausgehebelt wird. 
Im Hinblick auf einen korrekten Vorsteuerabzug 
müssen Unternehmen, die derartige Umsätze erbrin-
gen, in der Finanzbuchhaltung zwischen innerge-
meinschaftlichen Lieferungen mit und ohne Vor-
steuerabzug differenzieren. 
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4 
Neue Beitragsbemessungsgrenzen 
für 2014 

 

Kernaussage 
In 2014 werden die Beitragsbemessungsgrenzen in 
der Kranken- und Rentenversicherung steigen. 
Grund hierfür sind die gestiegenen Löhne und Ge-
hälter. Die entsprechende Verordnung wurde durch 
das Bundeskabinett beschlossen. 

Neue Rechtslage 
Die neue monatliche Beitragsbemessungsgrenze in 
der allgemeinen Rentenversicherung (West) steigt 
von 5.800 EUR/Monat (2013) auf 5.950 EUR/Monat. 
Die Beitragsbemessungsgrenze (Ost) steigt 2014 auf 
5.000 EUR/Monat (2013: 4.900 EUR/Monat). In der 
knappschaftlichen Rentenversicherung werden fol-
gende neue monatliche Beträge gelten: Beitragsbe-
messungsgrenze (West): 7.300 EUR/Monat, Bei-
tragsbemessungsgrenze (Ost): 6.150 EUR/Monat. 
Das vorläufige Durchschnittsentgelt in der gesetzli-
chen Rentenversicherung wird für das Jahr 2014 
bundeseinheitlich auf 34.857 EUR/Jahr festgesetzt. 
Bundeseinheitlich wird die Versicherungspflichtgren-
ze in der gesetzlichen Krankenversicherung festge-
setzt. Sie erhöht sich gegenüber 2013 (52.200 EUR) 
auf 53.550 EUR jährlich in 2014. Für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, die bereits am 31. Dezem-
ber 2002 versicherungsfrei waren, wird die Jahresar-
beitsentgeltgrenze 48.600 EUR für das Jahr 2014 
betragen (2013: 47.250 EUR). Die bundeseinheitli-
che Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung entspricht der Jahresarbeits-
entgeltgrenze (48.600 EUR/Jahr beziehungsweise 
4.050 EUR/Monat). 

Erläuterung 
Die Beitragsbemessungsgrenze markiert das Maxi-
mum, bis zu dem in den Sozialversicherungen Bei-
träge erhoben werden. Der über diesen Grenzbetrag 
hinausgehende Teil eines Einkommens ist beitrags-
frei. Zur Versicherungspflichtgrenze: Wer über diese 
Grenze hinaus verdient, kann sich, wenn er möchte, 
bei einer privaten Krankenversicherung versichern. 
Die Versicherungspflichtgrenze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung ist zugleich die Jahresarbeits-
entgeltgrenze. Diese wiederum ist zugleich die Bei-
tragsbemessungsgrundlage in der gesetzlichen 
Krankenversicherung. 

 

 

 

5 
Ankaufsuntersuchung bei Pferdekauf: 
Schadensersatz gegen Tierarzt? 

 

V. Ankaufsuntersuchung bei Pferdekauf: Scha-
densersatz gegen Tierarzt? 

Kernaussage 
Ein vom Verkäufer einer Schimmelstute beauftragter 
Tierarzt haftet gegenüber der Käuferin für Fehler bei 
einer Ankaufsuntersuchung, auch wenn er mit dem 
Verkäufer insoweit einen Haftungsausschluss ver-
einbart hat. 

Sachverhalt 
Im Juli 2010 erwarb die Klägerin von einem Pferde-
verkäufer eine laut Kaufvertrag 4 Jahre alte Schim-
melstute als Reitpferd zum Kaufpreis von 2.700 
EUR. Das angegebene Alter entsprach dem im Pfer-
depass aufgeführten Geburtsdatum des Tieres. Der 
Kaufvertrag sollte im Falle der erfolgreichen Durch-
führung einer Ankaufsuntersuchung durch die be-
klagte Tierarztpraxis wirksam werden. Der Verkäufer 
beauftragte daraufhin die Praxis mit der Ankaufsun-
tersuchung. Die Untersuchung führte die Tierarztpra-
xis auf der Grundlage von Vertragsbedingungen 
durch, die Ansprüche der Käuferin gegen die Praxis 
ausschlossen. In dem über die Ankaufsuntersuchung 
erstellten Protokoll, das die Käuferin in der Folgezeit 
billigte, vermerkte der für die Arztpraxis tätige Tier-
arzt nicht, dass das Tier noch ein vollständiges 
Milchgebiss hatte und deshalb – entgegen den An-
gaben im Pferdepass – noch keine 4 Jahre alt sein 
konnte. Nachdem die Klägerin erfahren hatte, dass 
das gekaufte Pferd erst ca. 2 ½ Jahre alt war, hat sie 
von der beklagten Tierarztpraxis Schadensersatz 
verlangt und diesen mit ihren Aufwendungen für das 
Pferd bis zum Erreichen des 4. Lebensjahres be-
gründet. Zuvor habe das Tier, so ihre Begründung, 
einen Minderwert gehabt, weil es nicht als Reitpferd 
einzusetzen gewesen sei. In Kenntnis des tatsächli-
chen Alters hätte sie von dem Ankauf im Jahre 2010 
abgesehen. 

Entscheidung 
Das Oberlandesgericht Hamm hat der Klägerin den 
Schadensersatz zugesprochen. Der zwischen dem 
Verkäufer und der beklagten Tierarztpraxis im Zu-
sammenhang mit dem Abschluss eines Pferdekaufs 
abgeschlossene Vertrag über die Durchführung einer 
tierärztlichen Ankaufsuntersuchung entfalte eine 
Schutzwirkung für den Kaufinteressenten. Ihm ge-
genüber hafte die Tierarztpraxis für Fehler bei der 
Ankaufsuntersuchung. Diese Haftung könne im Ver-
trag zwischen dem Verkäufer und der Tierarztpraxis 
nicht ausgeschlossen werden. Eine Haftungsfrei-
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zeichnung nur zu Lasten der Käuferin – wie sie der 
vorliegende Vertrag enthalte – sei unwirksam. 

Konsequenz 
Einer dieser Wertung möglicherweise entgegenste-
henden Auffassung eines anderen Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Hamm folge der hier zuständige 
Zivilsenat nicht. 

 

6 
Unfall während Trinkpause am Kopie-
rer ist Arbeitsunfall 

 

Kernaussage 
Ein Unfall beim Trinken während des Wartens auf 
die Betriebsbereitschaft eines Kopierers ist kein Ar-
beitsunfall. Die Nahrungsaufnahme sei als menschli-
ches Grundbedürfnis nicht vom Versicherungsschutz 
erfasst. Da eine Kopiertätigkeit nicht geeignet sei, ein 
besonderes Durst- oder Hungergefühl hervorzurufen, 
komme auch keine Ausnahme hiervon in Betracht. 

Sachverhalt 
Der Kläger nutzte die einige Sekunden dauernde 
Pause zur Herstellung der Betriebsbereitschaft eines 
Kopierers zwischen 2 Kopiervorgängen dazu, um 
sich aus dem nur wenige Meter entfernten Kühl-
schrank eine Flasche alkoholfreies Bier zu holen. 
Nach dem Öffnen der Flasche wollte er herausspru-
delndes Bier abtrinken und brach sich dabei mehrere 
Zahnspitzen im Oberkiefer ab. Die Berufsgenossen-
schaft lehnte den Antrag des Klägers auf Anerken-
nung des Ereignisses als Arbeitsunfall ab. 

Entscheidung 
Das Sozialgericht Dresden gab der Berufsgenossen-
schaft Recht. Die Aufnahme von Nahrung auch wäh-
rend einer Arbeitspause am Kopiergerät sei grund-
sätzlich nicht unfallversichert. Die Nahrungsaufnah-
me sei ein menschliches Grundbedürfnis und trete 
regelmäßig hinter betriebliche Belange zurück. Es 
handele sich um eine sogenannte eigenwirtschaftli-
che Verrichtung, mit der der Kläger seine versicherte 
Tätigkeit unterbrochen habe. Hiervon liege auch kei-
ne Ausnahme vor, weil die Kopiertätigkeit nicht ge-
eignet gewesen sei, abweichend vom normalen 
Trink- und Essverhalten des Klägers ein besonderes 
Durst- oder Hungergefühl hervorzurufen. 

Konsequenz 
Die Entscheidung zeigt zunächst den allgemeinen 
Grundsatz, dass auch "auf der Arbeit" der versicher-
te Bereich endet, wenn die versicherte Tätigkeit (z. 
B. für Pause) unterbrochen wird. Die Besonderheit 
liegt hier darin, dass nicht wie z. B. beim Durch-
schreiten der Kantinentür eine klare Zäsur zwischen 

versicherter und nicht versicherter Tätigkeit vorliegt 
und ohne diese Zäsur sehr rigide ein Arbeitsunfall 
verneint wird. 

 

7 
Anerkennung eines Arbeitsverhält-
nisses zwischen nahen Angehörigen 

 

Kernaussage 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kürzlich die Maßstä-
be präzisiert, die für den steuermindernden Abzug 
von Betriebsausgaben für die Vergütung von Arbeits-
leistungen naher Angehöriger gelten. 

Sachverhalt 
Der Kläger betrieb als Einzelunternehmer eine in den 
Streitjahren stetig wachsende Werbeagentur. Er 
schloss zunächst mit seinem in Frührente befindli-
chen Vater, später auch mit seiner Mutter einen Ar-
beitsvertrag ab. Die Eltern sollten für den Kläger Bü-
rohilfstätigkeiten im Umfang von 10 bzw. 20 Wo-
chenstunden erbringen. Das Finanzamt versagte den 
Betriebsausgabenabzug mit der Begründung, es sei-
en keine Aufzeichnungen über die tatsächlich geleis-
teten Arbeitsstunden geführt worden. Das Finanzge-
richt bestätigte diese Auffassung und führte aus, die 
Arbeitsverträge seien nicht entsprechend der Ver-
einbarung durchgeführt worden, weil beide Elterntei-
le tatsächlich mehr als die vertraglich festgelegten 10 
bzw. 20 Wochenstunden gearbeitet hätten. Darauf 
hätten sich fremde Arbeitnehmer nicht eingelassen. 

Entscheidung 
Dem ist der BFH nicht gefolgt. Ob ein Vertrag zwi-
schen nahen Angehörigen steuerlich anzuerkennen 
ist, wird anhand eines Fremdvergleichs beurteilt. Da-
bei hängt die Intensität der Prüfung auch vom Anlass 
des Vertragsschlusses ab. Hätte der Steuerpflichtige 
im Falle der Nichtbeschäftigung seines Angehörigen 
einen fremden Dritten einstellen müssen, ist der 
Fremdvergleich weniger strikt durchzuführen. 

Konsequenz 
Vor allem war für den BFH der Umstand, dass beide 
Elternteile "unbezahlte Mehrarbeit" geleistet haben 
sollen, für die steuerrechtliche Beurteilung nicht von 
wesentlicher Bedeutung. Entscheidend für den Be-
triebsausgabenabzug ist, dass der Angehörige für 
die an ihn gezahlte Vergütung die vereinbarte Ge-
genleistung (Arbeitsleistung) tatsächlich erbringt. 
Dies ist auch dann der Fall, wenn er seine arbeits-
vertraglichen Pflichten durch Leistung von Mehrar-
beit übererfüllt. Ob Arbeitszeitnachweise geführt 
worden sind, betrifft hier nicht die Frage der Fremd-
üblichkeit des Arbeitsverhältnisses, sondern hat al-
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lein Bedeutung für den – dem Steuerpflichtigen ob-
liegenden – Nachweis, dass der Angehörige die ver-
einbarten Arbeitsleistungen tatsächlich erbracht hat. 

 

8 
Ist Unterricht in Kampfschulen steuer-
frei 

 

Kernaussage 
Die Mehrwertsteuer ist in der EU harmonisiert. 
Grundlage hierfür ist die Mehrwertsteuersystemricht-
linie (MwStSystRL). Obwohl das deutsche Umsatz-
steuergesetz (UStG) die Vorgaben der Mehrwert-
steuersystemrichtlinie umsetzen muss, ist dies nicht 
in allen Bereichen zutreffend erfolgt. Dies gilt insbe-
sondere für die Steuerbefreiungen, so z. B. für Bil-
dungsleistungen. Bildungsleistungen, die von einer 
Privatschule o. ä. Einrichtung erbracht werden, sind 
nur dann steuerbefreit, wenn diese entweder als Er-
satzschule anerkannt ist oder auf einen Beruf oder 
eine vor einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts abzulegende Prüfung vorbereitet, was ihr 
durch die zuständige Landesbehörde bescheinigt 
sein muss. 

Sachverhalt 
Der Kläger betreibt eine Kampfschule für WingTsun. 
Die zuständige Landesbehörde hatte dem Kläger 
bescheinigt, dass die erbrachten Unterrichtsleistun-
gen auf den Beruf des Kampfkunstlehrers WingTsun 
vorbereiteten. Der Kläger beantragte daher die Steu-
erbefreiung der entsprechenden Umsätze. Sowohl 
das Finanzamt als auch das Finanzgericht versagten 
dem Kläger die Befreiung, da es sich bei seiner 
Kampschule nicht um eine berufsbildende Einrich-
tung i. S. d. Umsatzsteuergesetzes handele. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof (BFH) erteilt dem Finanzamt 
eine Absage. Ohne sich näher mit dem Umsatzsteu-
ergesetz zu beschäftigen, verweist er auf die Mehr-
wertsteuersystemrichtlinie. Demnach reicht es für ei-
ne Befreiung von Bildungsleistungen aus, wenn die-
se die Kenntnisse und Fähigkeiten der Schüler ent-
wickeln, sofern es sich nicht um reine Freizeitgestal-
tung handelt. Auch genügt es für die Befreiung, dass 
die Einrichtung eine derartige Zielsetzung verfolgt. 
Dies zu beurteilen ist Aufgabe der zuständigen Lan-
desbehörde. Sowohl die Finanzverwaltung als auch 
die Finanzgerichte sind hieran gebunden, anders als 
hinsichtlich der Frage ob eine begünstigte Einrich-
tung nach dem Umsatzsteuergesetz gegeben ist. 

Konsequenz 
Ein Blick in die Mehrwertsteuersystemrichtlinie, ge-

rade bei Steuerbefreiungen, kann sich lohnen. Im 
Fall bedeutet dies zwar noch nicht, dass die Leistun-
gen des Klägers befreit sind. Hierzu wurde der Fall 
an das Finanzgericht zurückverwiesen, das nun die 
Abgrenzung zwischen befreiten Leistungen und 
steuerpflichtigen, der Freizeitgestaltung dienenden 
Leistungen zu treffen hat. Der BFH hat insoweit 
nochmals klargestellt, dass es alleine auf die Art der 
Leistungen im Hinblick auf ihre Eignung als Schul- 
bzw. Hochschulunterricht i. S. d. Mehrwertsteuersys-
temrichtlinie ankommt, nicht jedoch, ob die Teilnah-
me am Kurs zwecks Erlangung einer Ausbildung er-
folgt oder nicht. 

 

9 
Wann dürfen Medikamente steuerlich 
geltend gemacht werden? 

 

Kernaussage 
Eine gut sortierte Hausapotheke ist oftmals der Ret-
ter in der Not. Allerdings hat das Finanzgericht (FG) 
Rheinland-Pfalz aktuell entschieden, dass Medika-
mente für die Hausapotheke (wie z. B. Schmerzmittel 
oder Erkältungspräparate) ohne ärztliche Verord-
nung nicht als sog. "außergewöhnliche Belastungen" 
steuerlich geltend gemacht werden können. 

Sachverhalt 
Die klagenden Eheleute machten in ihrer Einkom-
mensteuererklärung für 2010 (u. a.) Aufwendungen 
für Medikamente in Höhe von 1.418,03 EUR als au-
ßergewöhnliche Belastungen geltend und führten 
dazu aus, viele Medikamente würden wegen der 
Gesundheitsreform nicht mehr verschrieben, obwohl 
sie notwendig seien. Dies gelte z. B. auch für vor-
beugende Medikamente wie Schmerz-, Erkältungs- 
und Grippemittel. Das Finanzamt berücksichtigte nur 
die Aufwendungen, für die eine ärztliche Verordnung 
vorgelegt worden war, die übrigen Kosten (für die 
ohne Verordnung erworbenen Präparate) erkannte 
das Finanzamt nicht an. Einspruchs- und Klagever-
fahren blieben erfolglos. 

Entscheidung 
Auch das Finanzgericht vertrat die Auffassung, dass 
die Kläger die Zwangsläufigkeit der streitigen Auf-
wendungen "formalisiert" hätten nachweisen müs-
sen. Denn – so das Finanzgericht – dies sei in der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
(EStDV) ausdrücklich angeordnet. Danach habe ein 
Steuerpflichtiger den Nachweis der Zwangsläufigkeit 
von Aufwendungen im Krankheitsfall durch eine Ver-
ordnung eines Arztes oder Heilpraktikers zu führen. 
Diese Vorschrift sei zwar erst mit der Verkündung 
des Steuervereinfachungsgesetzes 2011 in Kraft ge-



BRANCHENBRIEF HEILBERUFE 

n n Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater n n  Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater n n  

treten. Dabei sei aber ausdrücklich angeordnet wor-
den, dass die Vorschrift in allen Fällen, in denen die 
Einkommensteuer noch nicht bestandskräftig festge-
setzt sei, anzuwenden sei. Die rückwirkende Geltung 
der Vorschrift auch für die Vergangenheit sei unter 
verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten nicht zu 
beanstanden, denn der Gesetzgeber habe insoweit 
die Rechtslage lediglich so geregelt, wie sie bis zu 
diesem Zeitpunkt bereits einer gefestigten Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofes (BFH) entspro-
chen habe. 

Konsequenz 
Einen Steuerbonus für die Hausapotheke gibt es al-
so nicht. Das Urteil ist in der Praxis zu beachten; es 
ist rechtskräftig. "Außergewöhnlich belastend" und 
damit steuerlich abziehbar sind nur Kosten für ver-
ordnete Arznei- oder Verbandmittel. Das können z. 
B. sein die Zuzahlung für ein von der Krankenversi-
cherung bezahltes Medikament; der Aufpreis, wenn 
die Versicherung nur ein günstigeres Medikament 
bezahlt oder der volle Preis, wenn die Krankenkasse 
bestimmte Arzneimittel gar nicht zahlt. 

 

10 
Droht Freiberuflern das Ende der 
Istbesteuerung 

 

Kernaussage 
Das UStG unterscheidet zwischen der Ist- und der 
Sollversteuerung. Bei der Sollversteuerung ist die 
Umsatzsteuer fällig, wenn die Leistung erbracht wur-
de, bei der Istbesteuerung hingegen erst wenn der 
Kunde zahlt. Die Istbesteuerung bietet daher deutli-
che Liquiditätsvorteile gegenüber der Sollbesteue-
rung. 

Aktuelle Rechtslage 
Zur Istbesteuerung können Unternehmen optieren, – 
deren Gesamtumsatz im Vorjahr nicht mehr als 
500.000 EUR betragen hat oder – die nicht nach § 
148 AO verpflichtet sind, Bücher zu führen und Ab-
schlüsse zu erstellen oder – soweit sie Umsätze aus 
einer Tätigkeit als Angehörige eines freien Berufes 
ausführen. Aufgrund dieses vermeintlich klaren Ge-
setzeswortlauts war bisher unterstellt worden, dass 
Freiberufler die Istbesteuerung grundsätzlich anwen-
den können. Allerdings hat der BFH dieser Ansicht 
jüngst überraschend ein Ende bereitet. Demnach 
sollen Freiberufler nur dann die Istbesteuerung nut-
zen können, wenn sie nicht zur Buchführung ver-
pflichtet sind und auch nicht freiwillig Bücher führen. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Das BMF folgt nun dieser Ansicht. Mit Wirkung zum 

1.1.2014 sollen die Finanzämter die Genehmigung 
zur Istbesteuerung für Freiberufler, die Bücher füh-
ren, zurücknehmen. Dies gilt allerdings nur, wenn 
der betreffende Freiberufler, die o. g. Umsatzgrenze 
überschritten hat. 

Konsequenz 
Da Freiberufler i. d. R. Bücher führen, werden dieje-
nigen, die in 2013 einen Gesamtumsatz von mehr 
als 500.000 EUR erzielt haben, zum 1.1.2014 zur 
Sollbesteuerung wechseln müssen. Dadurch, dass 
dann die Umsatzsteuer vorfinanziert werden muss, 
folgt allgemein eine Verschlechterung der Liquidität, 
der nur durch ein verbessertes 
Debitorenmanagement begegnet werden kann. Da-
neben hat dies aber auch Konsequenzen für die 
Umsatzsteuervoranmeldung des Januars 2014. Hier 
muss sichergestellt werden, dass Zahlungen für Vor-
jahre umsatzsteuerlich erfasst werden. Dies muss in 
den Umsatzsteuervoranmeldungen des Monats ge-
schehen, in denen die Zahlung erfolgt. Eine komplet-
te Nachversteuerung mit Wechsel zur Sollbesteue-
rung im Januar 2014 ist daher nicht erforderlich. Zu 
beachten ist, dass nach Ansicht des BFH im Rah-
men der Sollbesteuerung keine zu hohen Anforde-
rungen an eine Korrektur der Umsatzsteuer gestellt 
werden dürfen. Demnach können Forderungen um-
satzsteuerlich schon ausgebucht werden, wenn die-
se von der Gegenseite bestritten werden. Die Kor-
rektur der Umsatzsteuer kann daher wesentlich frü-
her erfolgen, als handelsrechtlich bzw. ertragsteuer-
lich ein Forderungsausfall zu erfassen ist. 

 

Rechtsstand: April 2010 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 
wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 
ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 
im Einzelfall nicht ersetzen. 
 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 
In den Seewiesen 26, 89520 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 
 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuver-

lässiger Partner in allen Beratungssituationen 

sein, sei es bei der Beantwortung von Spezi-

alfragen oder auch bei der Lösung komplexer Probleme. 

mailto:info@steuerberater-brand.de
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Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

ü Steuerberatung  

ü Firmenumstrukturierungen 

ü Sanierungen / Sanierungsgutachten 

ü Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

ü Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!  

 

 
 


